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Der Lehrer/Die Lehrerin als Beamter / Beamtin


Wichtigste allgemeine gesetzliche Rahmenvorgaben: 

· Grundgesetz, 

· Landesverfassung Rheinland-Pfalz, 

· Landesbeamtengesetz Rheinl.-Pf., 

· Schulgesetz Rheinl.-Pf., 

· Landespersonalvertretungsgesetz

· Sonstige Verordnungen, Erlasse, Rundschreiben ...

1. Grundsätzliches

· Beamte bekleiden ein Amt im öffentlichen Dienst und stehen in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis. 

· Lehrtätigkeit an öffentlichen Schulen gilt als hoheitsrechtliche Aufgabe (Lehrer entscheiden über Notengebung, Versetzung, Zuerkennung von Abschlüssen über Berufs- und Lebenschancen. Die Erfüllung des Erziehungs- und Bildungsauftrags gehört zu den hoheitsrechtlichen Befugnissen des Staates.

· Lehrerbeamte bieten die Gewähr, jederzeit für die freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Grundgesetzes einzutreten.

· Auslese der Beamtenbewerber nach Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung ohne Rücksicht auf Geschlecht, Abstammung, religiöse oder politische Anschauungen.

2. Laufbahn / Dienstweg / Dienstverhältnis 

· Grund- u. Hauptschullehrer gehören der Beamtenlaufbahn des gehobenen Dienstes an (ferner gibt es: einfachen D., mittleren D., höheren D.)

· Eingaben / Schreiben an die Schulbehörde folgen dem Dienstweg:

Bei Lehramtsanwärtern: Schulleiter ( Seminarleiter ( Aufsichts- u. Dienstleistungsdirektion (ADD) bzw. Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend u. Kultur (MBWJK)

Bei Lehrern: Schulleiter( ADD ( MBWJK

· Dienstherr: Land Rheinland-Pfalz

Oberste Schulbehörde: Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend u. Kultur;
Schulbehörde: Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion Trier + Außenstelle Neustadt/W. 

· Dienstvorgesetzter: Regierungspräsident 

· Vorgesetzter: Schulleiter (bei Lehramtsanw.: Seminarleiter); ist nach Maßgabe der dienstlichen Aufgaben weisungsbefugt.

3. Abordnung / Versetzung / Beförderung

· Abordnung: befristeter Einsatz an einer anderen Dienststelle
(Lehramtsanwärter können nach ihrer 2. Prüfung aus Bedarfsgründen an eine andere Schule abgeordnet werden).

· Versetzung: unbefristete Zuweisung an eine andere Dienststelle

· Beförderung: Einweisung in eine Planstelle (Funktionsstelle) mit ruhegehaltsfähiger Gehaltszulage bzw. nächsthöherer Gehaltsstufe

4. Pflichten des beamteten Lehrers 

· Treuepflicht: 
- Der Lehrer muss sich mit voller Hingabe seinem Beruf widmen

- Er dient dem ganzen Volke / dem Wohl der Allgemeinheit 

- Unentschuldigtes Fernbleiben vom Dienst hat Gehaltsabzug bzw. –verlust 
  zur Folge.

· Neutralitätspflicht: 
- Er erfüllt seine Aufgaben unparteiisch und gerecht 
- Er hat bei politischer Betätigung Mäßigung und Zurückhaltung zu wahren

· Streikverbot: 
- Dienstverweigerung oder Arbeitsniederlegung sind nicht zulässig 

· Beratungspflicht, Gehorsam:
- Er hat seine Vorgesetzten zu beraten und zu unterstützen
- Er ist verpflichtet, die von ihnen erlassenen Anordnungen auszuführen und 
  deren allgemeine Richtlinien zu befolgen (kein „blinder“ Gehorsam, sondern 
  kritische Mitverantwortung)

· Angemessenheit des Verhaltens innerhalb u. außerhalb des Dienstes:
  Er muss der Achtung und dem Vertrauen gerecht werden, die seine 
  Lehrertätigkeit erfordert (gesellschaftliche Vorbildfunktion) 

· Amtsverschwiegenheit:
ist zu wahren in allen dienstlichen Angelegenheiten, sofern es sich nicht um offenkundige Tatsachen und Mitteilungen handelt. 

· Annahme von Geschenken:
Keine Vorteilsnahme durch „Gefälligkeiten“

· Arbeitszeit:
- ist durch die Regelstundenzahl bestimmt; der Unterricht ist gewissenhaft vor- und nachzubereiten. Die Gesamtarbeitszeit beträgt 40 Wochenstunden. 
- Ferien beinhalten unterrichtsfreie Arbeitszeit und gegebenfalls Urlaubszeit. 
- Mehrarbeit kann durch Dienstbefreiung ausgeglichen werden.

· Nichterfüllung von Pflichten:
- Verfolgung von Dienstvergehen regelt das Disziplinarrecht (Warnung, Verweis, Geldbuße ...)
- Bei vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Pflichtverletzung tritt der Dienstherr ein. Dieser macht den Beamten regresspflichtig. 


5. Rechte des beamteten Lehrers

· Auf Grund der Fürsorgepflicht des Dienstherrn:
- Recht auf Besoldung, Altersversorgung („Pensionsanspruch“)
- Sicherheit des Arbeitsplatzes
- Beihilferecht (auch für Familienmitglieder)
- Teilzeitbeschäftigung 
- Beurlaubung ohne Dienstbezüge (bis zu 12 Jahren)
- Anspruch auf gerechte und wohlwollende Behandlung
- Förderung der Fortbildung
- Hilfe bei unverschuldeter Not
- Urlaubsanspruch mit den Ferien abgegolten 
- Mutterschutz u. Erziehungsurlaub
- Dienstbefreiung bei begründeten Angelegenheiten
- Schwerbehindertenermäßigung / Altersermäßigung
- Jubiläumszuwendung
- Reisekostenrecht / Umzugskostenvergütung

· Einsicht in die Personalakte:
- geheime Nebenakten unzulässig
- Recht auf Einsicht in die vollständige Personalakte
- Ungünstige und nachteilige Aktendaten sind auf Antrag nach zwei Jahren zu vernichten (gilt auch für Mitteilungen in Strafsachen („Mistra“)

· Personalvertretung:
Recht auf Mitbestimmung durch Wahl von Personalräten (örtlicher Persr., Bezirkspersr., Hauptpersr.)

· Pädagogische Freiheit (vgl . § 20 Schulgesetz):
Der Lehrer gestaltet Erziehung und Unterricht frei und in eigener pädago-gischer Verantwortung im Rahmen der geltenden Rechtsvorschriften 

· Konferenzrecht 
Gestaltungsautonomie des Schulkollegiums

· Rechtsschutz: 
Der Beamte hat dem Dienstherrn gegenüber Recht auf Anhörung / Beschwerde (auf dem Dienstweg) / Klage (Verwaltungsgericht)


